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„Ich fürchte einen dramatischen Abbruch“
Frédéric Petit, zuständiger Abgeordneter für die Auslandsfranzosen, über die deutsch-französischen Beziehungen in der Corona-Krise

Paris/Baden-Baden – Wie
haben sich die Wochen der
geschlossenen Grenzen auf
das deutsch-französische Ver-
hältnis ausgewirkt? Frédéric
Petit, Abgeordneter der Nati-
onalversammlung in Paris
und zuständig für die Franzo-
sen in Deutschland und Mit-
teleuropa, äußert sich im
Interview mit BT-Redakteur
Dieter Klink.

Interview

BT: Herr Petit, wie viel Wut
hatten Sie in der deutsch-fran-
zösischen Krise, als einige
Grenzen geschlossen waren,
und was hören Sie diesbezüg-
lich von ihren Landsleuten in
Deutschland?

Frédéric Petit: Als Abgeord-
neter der Franzosen, die in
Deutschland und Mitteleuropa
leben, wurde ich von meinen
Landsleuten in der Corona-
Krise sehr in Anspruch genom-
men. In der Tat hat die Krise
viele Errungenschaften, an die
die Franzosen gewohnt waren,
infrage gestellt. Ich habe die
französische Regierung mehr-
mals darauf aufmerksam ge-
macht und auch einen schriftli-
chen Beitrag verfasst zum Ge-
setz über die Verlängerung des
Notstands, das vergangene
Woche in der Nationalver-
sammlung beraten wurde. Dar-
in habe ich die rasche Wieder-
eröffnung der Grenzen in Eu-
ropa und die stärkere Berück-
sichtigung der Situation der
Franzosen im Ausland gefor-
dert.

BT: Wie weit haben die Co-
rona-Maßnahmen Deutsch-
land und Frankreich auseinan-
dergetrieben?

Petit: Im Zentrum dieser
Krise spüre ich eine grausame
Abwesenheit des deutsch-fran-
zösischen Verhältnisses, die
uns auf den Prüfstand stellt.
Unter der Oberfläche unsere
Gewohnheiten unter Freuden
fürchte ich, dass sich da ein
dramatischer Abbruch in den
Beziehungen vollzieht. Die
neuen und traurigen Mei-
nungsverschiedenheiten ent-
lang der Grenze haben sich
schon sehr früh gezeigt. Was in
dieser Gesundheitskrise auf
dem Spiel steht, geht über
Grenzfragen und die Öffnung
der Grenzen hinaus. Unsere
beiden Länder müssen aus der
Pandemie gemeinsam heraus-
finden, und zwar auf Dauer.
Entscheidend ist, dass sich bei-
de Länder miteinander abstim-
men, um einen Niedergang un-
serer beider Wirtschaften zu
verhindern. Ich arbeite dafür
mit meinen Kollegen der
Deutsch-Französischen Parla-
mentarischen Versammlung
zusammen. In der Tat gehört
zu den Aufgaben der Parla-
mentarischen Versammlung,
sich um Themen zu kümmern,
die Deutschland und Frank-
reich im Ganzen betreffen. Wir
wünschen uns, dass im Um-
gang mit dieser Krise unsere
Parlamentarische Versamm-
lung schnell die Rolle des Kon-
trolleurs und Impulsgebers der
jeweiligen Gesetzgeber über-
nimmt. Wir, die Gewählten, re-
präsentieren den deutsch-fran-
zösischen Bürgerwillen, und
wir müssen uns an eine
deutsch-französische Exekuti-
ve wenden.

BT: Befürchten Sie, dass ein
bleibender Schaden und ge-
genseitiges Misstrauen entste-
hen?

Petit: Ich bin davon über-
zeugt, dass das deutsch-franzö-
sische Verhältnis solide ist. Als
Beweis führe ich an, dass deut-
sche Krankenhäuser französi-
sche Corona-Patienten aufge-
nommen haben. Nur muss das
deutsch-französische Verhält-
nis in Zeiten der Krise noch
bewusster gelebt werden. Das
haben uns Kanzlerin Angela
Merkel und Präsident Emma-
nuel Macron am Montag mit
ihrer gemeinsamen Initiative
für eine europäische Initiative
gezeigt. Ich begrüße diese ge-
meinsame Erklärung und bin
sehr glücklich darüber, denn
dieser gemeinsame Hilfsfonds
ist ein großer Schritt in Rich-

tung Integration der EU. Daher
arbeite ich unermüdlich dafür,
dass unsere Parlamentarische
Versammlung konkret und
dringend zur Tat schreitet. Den
Ausweg aus der Krise müssen
wir gemeinsam koordinieren,
dazu gehört die Öffnung der
Grenzen, aber auch für die vie-
len Wirtschaftsbereiche, für
Wissenschaft und Universitä-
ten und für alle Fragen, die die
Bürger betreffen, sowie den
Bildungs- und Kulturbereich.

BT: Übernehmen die Natio-
nalstaaten in der Krise wieder
die Oberhand – zu Lasten der
europäischen und grenzüber-
schreitenden Zusammenar-

beit?
Petit: Egal was kommt: Ich

bin davon überzeugt, dass das
Schicksal unserer Länder in-
nerhalb der EU miteinander
verbunden ist. Wir brauchen
natürlich Koordination zwi-
schen Deutschland und Frank-
reich, aber auch mit den ande-
ren Partnern der EU, um ganze
Teile der Industrie wieder
hochzufahren. Die Lockerung
der Corona-Maßnahmen muss
unbedingt aufeinander abge-
stimmt sein, um effektiv zu
sein. Die Finanzpläne müssen
Branche für Branche gemein-
sam aufgestellt werden, nicht
nur für Regionen, Länder oder
epidemologische Gefährdungs-

stufen. Wie kann Toulouse den
Ausstieg aus der Krise unab-
hängig von Hamburg planen,
ohne Kollateralschäden für
Airbus? Wie können wir die
Wertketten der Autoindustrie
wieder hochfahren? Sollten
wir nicht auch unsere Produk-
tionskapazitäten für Masken,
unsere Forschung für die Tra-
cing-App zusammenlegen?

BT: Was sollten wir aus der
Krise für die Zukunft lernen?

Petit: Als ehemaliger Rug-
by-Spieler weiß ich, dass Grup-
penarbeit wichtig ist. Wir müs-
sen uns mehr austauschen und
abstimmen, um uns noch bes-
ser kennenzulernen und besser
im Interesse beider Völker zu
handeln. Auf meine Bitte hin
wird die Parlamentarische Ver-
sammlung am 28. Mai die bei-
den Innenminister Horst See-
hofer und Christophe Castaner
über den Ausstieg aus der Krise
und die koordinierte Wiederer-
öffnung der Grenzen anhören.
Gemeinsam sind wir stärker.
Deshalb schlagen wir vor, ein
Tourismusprogramm für Som-
mer 2020 aufzulegen: einen
deutsch-französischen Plan für
einen Tourismus der Entde-
ckung und der Nähe. Mit Re-
geln und gemeinsamen Kont-
rollen der Reisebewegungen
zwischen den beiden Ländern
wollen wir Tourismus ermögli-
chen – ohne das Risiko großer
Menschenversammlungen,
überfüllter Orte und Fernrei-
sen. Es geht um Ökotourismus,
Wandern und Fluss-Tourismus.
Wir sollten Bildungsprogram-
me und Kulturaustausch auf
den Weg bringen, das Vereins-
leben und unsere Städtepart-
nerschaften wiederbeleben.
Wir sollten wieder Interesse
füreinander entwickeln.

„Gemeinsam sind wir stärker“: Frédéric Petit schlägt vor, ein deutsch-französisches Touris-
musprogramm für den Sommer 2020 aufzulegen. Foto: red
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Das wäre ein
Armutszeugnis

Thomas Lorenz aus Iffezheim
schreibt zum Plan von Ver-
kehrsminister Andreas
Scheuer (CSU), härtere Stra-
fen für Verkehrssünder teil-
weise wieder zurückzuneh-
men:

Bescheuerte Ansicht des
Verkehrsministers, diese von
ihm mitunterzeichnete Rege-
lung wieder zurücknehmen zu
wollen.

Kommt der Druck von den
PS-Protzen, die sich Fahrzeuge
im Hundertausend-Euro-Be-
reich leisten können? Die kön-
nen dann weiter kräftig aufs
Gaspedal drücken. Ein höhe-
res Bußgeld zahlen die aus der
Portokasse. Ein Monat nicht
selbst fahren zu können, tut
deutlich mehr weh.

Für den, der innerhalb ge-
schlossener Ortschaften mit
über 70 km/h fährt, ist ein
Fahrverbot von einem Monat
gerechtfertigt. Wer berücksich-
tigt die gefährdeten Passanten
und Kinder, wenn jetzt die Re-

gelung zurückgenommen wür-
de? Wo ist das Hirn der Politi-
ker hingerutscht, die solche
Gedankengänge wie Herr
Scheuer haben? Im Übrigen
wurde die verschärfte Regelung
doch sicher mit Verstand und
wohlüberlegt entschieden. An-
sonsten stellen sich die Ent-
scheider, auch Herr Scheuer
gehörte dazu, ein Armutszeug-
nis aus, wenn sie jetzt wieder
zurückrudern wollen.

Finger in die
Wunde gelegt

Heinz Kirchenmaier aus Ba-
den-Baden schreibt zum Bei-
trag „Gemeinderat distanziert
sich von Palmer“ (BT vom
15. Mai), über den Konflikt
mit Tübingens Oberbürger-
meister Boris Palmer:

Schmieren-Theater. Wer will
es anders benennen, was da
mit einem zugegeben nicht sel-
ten rebellischen, aber aufrech-
ten Mann in letzter Zeit veran-
staltet wurde? „Man hat (an-
lässlich diverser Corona-Be-
handlungen) womöglich Per-

sonen gerettet, die in einem
halben Jahr sowieso gestorben
wären“, hat er gesagt. Das ist
meines Erachtens eine ganz
simple, zutreffende „Feststel-
lung“, die halt leider den „Tat-
sachen“ entspricht. Was haben
findige Journalisten und öffent-
lichkeitsgeile Möchtegern-Poli-
tiker aus dieser „Feststellung“
gemacht? Fake News! Was
machen diese lautstark die Öf-
fentlichkeit glauben? Es wird
Herrn Palmer unterstellt, dass
er kaltblütig befürworte, solche
schwerkranken Leute ohne
Not – gar mit Vorsatz – doch
gleich sterben zu lassen. Mit
viel bösem Willen wurde aus
seiner zutreffenden „Feststel-
lung“ eine bösartig-verdrehte
„Botschaft“ gedrechselt. Die
antiken Sophisten Griechen-
lands hätten es durch Wortver-
drehungen nicht besser ge-
konnt. Aus einem Unschuldi-
gen wurde ein Täter konstru-
iert. Wie tief sind insbesondere
viele- früher mal hoch angese-
hene Grünenpolitiker denn ge-
sunken? Sind sie noch unbese-
hen wählbar? Sollten diese
nicht heilfroh sein, einen ge-
wieften OB in Tübingen zu ha-
ben? Ist er nicht Sohn eines
weit bekannten „Remstal-Re-
bellen“? Haben diese nicht das
Herz am rechten Fleck? Was
ist daran schlecht, auch mal
unangenehme Dinge auszu-
sprechen und die Finger in ei-
ne Wunde zu legen?

Sorgfalt
geboten

Hanne Kirchberg aus Ba-
den-Baden schreibt zum Bei-
trag „Chlor im Schwimmbad

wirkt desinfizierend“ (BT vom
15. Mai) auf der Kinderseite
BLIXX:

Ihrer BLIXX-Seite war zu
entnehmen, dass die Freibäder
wieder geöffnet seien und pro-
blemlos genutzt werden kön-
nen, unter anderem deshalb,
weil Chlor bekanntlich desinfi-
zierend wirkt. Richtig ist: Es
haben in Baden-Württemberg
derzeit weder die Freibäder ge-
öffnet, noch wäre ein Besuch
dort uneingeschränkt und un-
bedenklich möglich. Die
BLIXX-Seite wendet sich an
junge Leser. Gerade deshalb
halte ich Sorgfalt in der Be-
richterstattung für besonders
geboten.

Dialog statt
Verunglimpfung

Reinhard Springer aus Ba-
den-Baden schreibt zum Bei-
trag „Protest gekapert?“
(BT vom 6. Mai):

Ministerpräsident Winfried
Kretschmann sorgt sich um ei-
ne Unterwanderung von
Rechtspopulisten und Ver-
schwörungstheoretikern bei
Demonstrationen gegen Coro-
na-Maßnahmen, ist da zu le-
sen. Rückblende: Anti-Atom-
kraftbewegung (der Gau von
Tschernobyl stand noch bevor)
und Friedensbewegung (Nato-
Doppelbeschluss) in den 80er
Jahren. Viele aufstrebende
Jung-Politiker, Richter (Sitzblo-
ckaden), Ex-Militärs und Bür-
ger befanden sich unter den
Demonstranten. Und weil sie
gegen staatliche Interessen wa-
ren, wurden auch sie mit vielen

Titel bedacht: Lumpenpack,
Kommunisten, Staatsfeinde,
Dreckspack und mehr. Auch
sie mussten erst über Verfas-
sungsgerichte für ihr Wider-
standsrecht, Gewissensfreiheit
und Versammlungsfreiheit auf
das Grundgesetz aufmerksam
machen. Über Lüchow-Dan-
nenberg schwebt heute noch
eine Aura der damaligen Be-
wegung. Ich war vor zwei Jah-
ren dort. In Stuttgart demonst-
rieren seit Wochen samstags
mehrere Tausend Menschen
friedlich, gegen die Corona-
Maßnahmen. Heute werden
sie als Verschwörungstheoreti-
ker, Rechtspopulisten, die ih-
ren Kurs gewechselt haben
und auf einmal strikt alles ab-
lehnen, bezeichnet, wird
Kretschmann zitiert. Diese Zu-
weisungen sind schon inflatio-
när. Vor Ort kann man genau
prüfen, ob dem so ist.

Und nie kommt etwas auf
einmal, sondern eine Ableh-
nung staut sich schon Wochen
vorher an. Mit der Zeit wächst
die Unzufriedenheit. Wenn
Menschen den Sinn einer
Maßnahme hinterfragen und
dafür auf die Straße gehen,
sollte nicht Vernunft ange-
mahnt, sondern zum Dialog
aufgerufen werden, anstelle
von Verunglimpfungen.

Sachliche
Betrachtung

Jürgen Lambrecht aus
Baden-Baden schreibt zum
Beitrag „Hochkonjunktur
der Verschwörung“ (BT vom
16. Mai):

Verschwörungstheorien sind

in öffentlichen Diskussionen
ein ernstes Problem. Nur ist es
sinnlos, sich direkt gegen sie zu
wenden. Denn sie sind in aller
Regel nur ein Symptom. In der
Corona-Krise sind die Ursa-
chen dafür deutlich erkennbar.
Viele Bürger halten die soge-
nannten Corona-Maßnahmen
für unangemessen. Sie wirken
unausgegoren, fahrig, ja hilflos
und inkonsistent und vor allem
überzogen.

Das gilt sowohl für die wis-
senschaftlichen Empfehlungen
als auch für die Politik. Viele
haben das Empfinden, da wer-
de zu unser aller Schaden
überreagiert. Der Föderalis-
mus, sonst eine gute Einrich-
tung, verstärkt mit seinem Fli-
ckenteppich der Maßnahmen
diesen Eindruck. Auch Profi-
lierungssucht der Politiker in
dieser Krise, so sehr sie
menschlich nachvollziehbar
sein mag, fördert nicht gerade
die Glaubwürdigkeit der Maß-
nahmen.

Experten außer Diensten
werden nicht gehört, Experten
im Amt, die sich sogar wissen-
schaftlich konkret mit der Kri-
se befassen, äußern sich mit ih-
rer Kritik so vorsichtig, dass sie
im öffentlichen Diskurs fast
untergeht. Es ist menschlich
verständlich, dass eine neuarti-
ge Viruspandemie zur Verunsi-
cherung auf allen Seiten führt.
Dennoch sollten wir zu einer
ruhigen und sachlichen Be-
trachtung der Lage finden.
Aber auch bei aller vielleicht
berechtigten Kritik an den Co-
rona-Maßnahmen müssen wir
die behördlichen Anordnun-
gen strikt befolgen. Wenn wir
das nicht tun, beschädigen wir
die Handlungsfähigkeit unseres
Staates.
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Im Blickpunkt

Schutz vor Viren
und Abschreiben
Stuttgart (lsw) – Einen Monat
später als vorgesehen starten
heute die Realschulabschluss-
prüfungen in Baden-Würt-
temberg. Vor Ausbruch des
Coronavirus war der Prü-
fungsbeginn für den 22. April
geplant. Rund 41 000 Real-
schüler und 6 000 Werkreal-
schüler müssen zunächst
schriftlich und im Fach
Deutsch ihre Fähigkeiten un-
ter Beweis stellen. Sie werden
aber auch ungeachtet der Co-
rona-Verordnungen mit Ab-
stand zueinander sitzen, um
nicht abschreiben zu können,
teilte ein Sprecher des Kultus-
ministeriums gestern mit. Un-
ter erschwerten Bedingungen
erfolgt seinen Angaben nach
die Prüfungsorganisation für
Lehrer und Schulleiter. Sie
müssten eine sichere Ankunft
der Schüler regeln und konn-
ten an Konferenzen im Vor-
feld teils nur digital teilneh-
men. Kultusministerin Susan-
ne Eisenmann (CDU) bat die
Lehrer, ihren pädagogischen
Spielraum zu nutzen. Die
Schüler konnten ohne Anga-
be von Gründen zwischen
Haupt- und Nachtermin wäh-
len. In der heute anstehenden
Deutschprüfung können die
Realschüler sich eine von vier
Aufgaben aussuchen. Bei-
spielsweise können sie sich
mit dem Rahmenthema „Her-
ausforderung Digitalisie-
rung?“ befassen. Am 25. Mai
folgt die Prüfung im Fach Ma-
thematik, am 27. Mai in Eng-
lisch und am 28. Mai in Fran-
zösisch. Die mündlichen Prü-
fungen beginnen am 20. Juli.

Aufforsten gegen Geld
Landesregierung will Waldbesitzern im Kampf gegen die Dürre helfen / Hauk wirbt für neues Prämienmodell

Von Brigitte J. Henkel-Waidhofer

Stuttgart – Weil Waldbesitzer
angesichts von Dürre und
Absatzschwierigkeiten auf die
Idee kommen könnten, ihre
Wälder nicht mehr zu bewirt-
schaften, will Agrarminister
Peter Hauk (CDU) mit einem
neuen Prämienmodell Anrei-
ze schaffen.

Bisher seien alle Förderun-
gen an aktive Maßnahmen ge-
koppelt, sagt Hauk, viele
könnten sich die aber nicht
mehr leisten. Der Grund: Der
Holzverkauf ist eingebrochen.
Im Doppelhaushalt 2020/2021
stellt die Landesregierung be-
reits 80 Millionen Euro über ei-
nen Notfallplan zur Verfügung.

Die neue Prämienidee ist flä-
chenbezogen, bundesweit ein-
malig und dennoch nicht ohne
Vorbild. Denn schon in frühe-
ren Jahren konnten sogenann-
te Ausgleichszulagen für die
Bewirtschaftung beantragt wer-
den. Auch nach dem Orkan
Lothar 1999, erinnert sich der
Minister, der selbst gelernter

Förster ist, „wären sonst viele
Besitzer aufgrund mangelnder
Liquidität vor einer aussichts-
losen Situation gestanden“.

Jetzt sei eine Förderung vor-
stellbar, „wenn Wälder in ei-
nem wirtschaftlich und klima-
tisch extrem schwierigen Um-
feld weiter wie bisher ord-
nungsgemäß gepflegt werden“.
Derzeit prüfen die Fachleute,
wie eine Neuauflage aussehen
könnte. Man stehe ganz am
Anfang, heißt es. Außerdem
müsste der Koalitionspartner
zustimmen, allerdings dauert
die Legislaturperiode nur noch
ein knappes Jahr.

Corona-Krise
verschärft Wald-Krise

Die Zeit drängt ohnehin.
2018 sei es sehr trocken gewe-
sen, so der Minister, 2019 sehr
heiß, „und der April 2020 war
der trockenste seit Beginn der
Wetteraufzeichnungen“. Nach
den jüngsten Regentagen gebe
es in der Landwirtschaft „noch
nichts, was nichts gutzuma-
chen ist“.

Im Wald allerdings sehe es
ganz anders aus. Auch, weil
der Borkenkäfer schon zu Os-
tern selbst in hohen Lagen aus-
geflogen sei – beispielsweise im
Nordschwarzwald, wo die
Forstliche Versuchs- und For-
schungsanstalt (FVA) in Frei-
burg das Geschehen käferge-
nau dokumentiert. Durch die
Corona-Krise werde die Situa-
tion extrem verschärft, sagte
Hauk auf der wöchentlichen
Regierungspressekonferenz mit
Ministerpräsident Winfried

Kretschmann (Grüne). Sie
zwinge die Sägeindustrie zu ei-
ner deutlichen Drosselung der
Produktion. Die Konsequen-
zen seien schwindende Holz-
absatzmöglichkeiten und ein
zusätzlicher Verfall der Holz-
preise. Zugleich sei die zur
Eindämmung von Borkenkä-
ferschäden so wichtige rasche
Holzabfuhr aus den Wäldern
nicht im nötigen Umfang mög-
lich, weil Geräte und Arbeiter
fehlten.

Kurzfristig will die Landesre-
gierung mit dem Notfallplan
helfen, der auch 130 neue Stel-
len vorsieht. Hauk plädiert
aber auch für eine Motivati-
onsstrategie, um „Waldbesitzer
zu animieren, den Wald zu er-
halten“. Teilweise funktioniere
das auf natürliche Weise, ande-
rerseits müsse auch nachgehol-
fen werden, und zwar von
Hand. Das Ziel sieht der Mi-
nister darin, neue Bestände
dem Klimawandel anzupassen.

Die SPD kritisierte das Vor-
haben. Eine Flächenprämie für
Waldbesitzer berge die Gefahr
von Gießkannensubventionen
– also Hilfe auch für die, die sie
nicht benötigen, betonte Rein-
hold Gall, der forstpolitische
Sprecher der SPD-Fraktion.
Kretschmann ist offen. Aktuell
stehe mit Corona anderes im
Vordergrund, aber „wir müssen
die Dinge vorbereiten, um in
einer wahrscheinlich noch viel
größeren Krise zu bestehen“.

Der Abtransport von Schadholz in den vergangenen regenreichen Monaten hat viele Forst-
und Wanderwege beschädigt. Foto: Frey/dpa

Der Sturz des Brockens auf die Straße hat gezeigt, dass der
Hang instabil geworden ist. Foto: Merz/Stadt Todtnau/dpa

Todtnau: Weiterer
Felssturz möglich

250 Tonnen Gestein werden gesprengt
Todtnau (lsw) – Nach dem

Sturz eines tonnenschweren
Felsbrockens auf eine Straße
bei Todtnau im Südschwarz-
wald Anfang des Monats sollen
die geplanten Sicherungsarbei-
ten Ende Mai beginnen.

In dem steilen Waldgebiet
rund 50 Meter über der Lan-
desstraße 149 bei Präg müssen
250 Tonnen Felsen gesprengt
und abgetragen werden, teilte
das Landesamt für Geologie,
Rohstoffe und Bergbau Ba-
den-Württemberg in Freiburg
mit. Die Vorbereitungen dafür
seien umfangreich, dies koste
Zeit. Die Felsen und Steine sei-
en instabil und könnten jeder-
zeit in die Tiefe stürzen. Bis sie
gesprengt und beseitigt werden,
bleiben die Landesstraße und
ein Wanderweg in dem Gebiet
gesperrt. Das kann noch Wo-
chen dauern.

Am 3. Mai gegen 19.30 Uhr
war bei Todtnau im Kreis Lör-
rach ein zehn Kubikmeter gro-

ßer Felsen in die Tiefe auf die
Straße gestürzt. Er hatte sich
von einer Felswand gelöst. Ver-
letzt wurde niemand. Nach
dem Unglück hatten Experten
weitere Felsen entdeckt, die
nicht mehr sicher sind.

Die geplanten Arbeiten in
dem Naturschutzgebiet seien
gefährlich, sagte ein Behörden-
sprecher. Sie erforderten Ex-
perten und eine gründliche
Planung. Ein schnelles und un-
kompliziertes Beseitigen der
instabilen Felsen sei daher
nicht möglich.

Erst im vergangenen Herbst
war in Todtnau ein ganzes
Wohngebiet für mehrere Mo-
nate geräumt worden, weil lo-
ckeres Gestein auf die Häuser
hinabzustürzen drohte. In dem
Gebiet wird laut dem Todtnau-
er Rathaus nun auf einer Länge
von einem Kilometer ein Si-
cherungszaun gebaut. So soll
verhindert werden, dass Felsen
auf Häuser stürzen.

Mysteriöse
Blutspur im Wald
Schopfheim (lsw) – Ein blu-

tender Hund hat in einem
Wald in Schopfheim (Kreis
Lörrach) zu einem Polizeiein-
satz geführt. Ein Zeuge habe
gemeldet, dass er zunächst ein
Auto und später das Blut ent-
deckt habe, teilte die Polizei
mit. Der Vorfall am Montag-
abend wurde schnell aufgelöst,
als sich eine Frau meldete: Ihr
Vierbeiner hatte sich beim Spa-
ziergang an einem Ast verletzt,
woraufhin ihr Mann sie und
das Tier mit dem Auto abholte
und zum Tierarzt brachte.

Zwei Straftäter in
Untersuchungshaft

Iffezheim/Kehl (red) – Bun-
despolizisten haben zwei ge-
suchte Straftäter verhaftet. Ge-
gen einen 39-jährigen Rumä-
nen, der am Sonntag am
Grenzübergang Iffezheim kon-
trolliert wurde, bestand ein Un-
tersuchungshaftbefehl wegen
Bandendiebstahls. Ein 23-jäh-
riger Tunesier wurde wegen
Wohnungseinbruchdiebstahls
gesucht. Er wurde am Montag
im Bahnhof Kehl kontrolliert.

In Kürze

Bewerbung: Die Kulturregi-
on Karlsruhe sucht einen Kul-
turmanager. Zunächst bis Ende
2023 soll die Person mit dazu
beitragen, Kulturakteure stär-
ker zu vernetzen, regionale
Projekte zu begleiten und in
ausgewählten Bereichen zu
unterstützen. Die Ausschrei-
bung ist unter anderem auf
www.region-karlsruhe.de ver-
öffentlicht. Bewerbungen kön-
nen bis 14. Juni an bewer-
bung@region-karlsruhe.de ein-
gereicht werden. (red)

Zitat

„Ich gucke immer, wenn ich
nach Hause komme, ob in
meinem Regenmesser was
drin ist. Mir persönlich geht
es so, dass ich mich über das
schöne Wetter nicht mehr so
richtig freuen kann.“

Ministerpräsident Winfried
Kretschmann. (bjhw)
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